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Angaben gemacht, in Rechtsvorschriften festgelegte Messun­
gen und Kontrollen nicht oder nur unvollständig vorgenom­
men oder Auflagen nicht oder nur mangelhaft erfüllt werden. 
Bei Handlungen, die zu einer erheblichen Verunreinigung der 
Luft, der Gewässer oder des Bodens führen oder fuhren 
können, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 10 000 M ausge­
sprochen werden.

Zur Sicherung einer hohen Effektivität bei der volks­
wirtschaftlichen Nutzung der Talsperren und Speicher sowie 
von Ordnung und Sicherheit an diesen Anlagen hat der Mi­
nister für Umweltschutz und Wasserwirtschaft die АО zur 
Bewirtschaftung, Nutzung und zum Schutz von Talsperren  
und Speichern —  TalsperrenAO —  vom 10. M ai 1985 (GBl. I 
Nr. 16 S. 189) erlassen.

Die ДО ist darauf gerichtet, die Talsperren und Speicher 
auf der Grundlage fortgeschrittener Erkenntnisse bei der 
Verbesserung des Gewässerschutzes, zur Erhöhung der Ver­
fügbarkeit des Wasserdargebotes und der Wirksamkeit des 
Hochwasserschutzes sowie zur Energieerzeugung planmäßig 
zu bewirtschaften. Es gilt der Grundsatz, daß die Nutzung 
von Trinkwassertalsperren und -speichern einschließlich 
ihrer Uferzonen für nichtwasserwirtschaftliche Zwecke nicht 
gestattet ist. Soweit Ausnahmen bestehen, sind diese von der 
Staatlichen Gewässeraufsicht und der Staatlichen Hygienein­
spektion zu überprüfen. Entsprechende Entscheidungen über 
Maßnahmen auf Grund der Vorschläge beider Inspektionen 
werden von den Räten der Kreise bzw. Bezirke getroffen. Die 
Räte der Bezirke haben über die fischereiwirtschaftliche Nut­
zung wie auch über die Nutzung für Sport und Erholungs­
zwecke b$i Brauchwassertalsperren und Speichern unter Ein­
haltung der Bedingung, daß die wasserwirtschaftlichen Nut­
zungen nicht beeinträchtigt werden, zu entscheiden.

Die Rechtsträger von Talsperren und Speichern sind für 
den ungestörten Betriebsablauf, die volle Funktionssicherheit, 
die planmäßig vorbeugende Instandhaltung und Rekonstruk­
tion, für die Gewährleistung der Standsicherheit und Stand­
haftigkeit der Talsperren und Speicher sowie für die Durch­
setzung der Erfordernisse von Ordnung und Sicherheit ver­
antwortlich. Dazu sind entsprechend^ Ordnungen auszuar­
beiten, in denen verbindliche und kontrollierbare Festlegun­
gen enthalten sein müssen.

Für die Bewirtschaftung von Talsperren und Speichern 
sind die Direktoren der Wasserwirtschaftsdirektionen unab­
hängig von deren Rechtsträgerschaft verantwortlich. Die Be­
wirtschaftung erfolgt auf der Grundlage von Bewirtschaf­
tungsplänen.

Die АО enthält weitere Festlegungen zur Ausnutzung von 
Hochwasserschutzräumen in Hochwassersituationen, zur Er­
höhung der Verfügbarkeit des Wasserdargebots und zur bau- 
aufsichtlichen Überwachung und Begutachtung von Rekon­
struktionsmaßnahmen an Talsperren und Speichern.

*

Die АО über den Eisdienst in der Seefahrt —  EisdienstAO —  
vom 23. M ai 1985 (GBl.-Sdr. Nr. 705/1) legt fest, daß der staat­
liche Eisdienst der DDR (Eisaufbruchdienst und Eiswach­
dienst) mit größerer Wirksamkeit dazu beitragen muß, den 
Seeverkehr von und zu den Seehäfen sowie die Sicherheit 
der nationalen und internationalen Seeschiffahrt unter Eis­
bedingungen zu gewährleisten. Dementsprechend präzisiert 
die АО die Aufgaben, Rechte und Pflichten des Seefahrtsam­
tes, der Eisbrecherleitstellen, des VEB Bagger-, Bugsier- und 
Bergungsreederei, der Seewetterdienststelle, der Eiskommis­
sion beim Seefahrtsamt und der Kapitäne von Schiffen. Damit 
soll ein sicheres koordiniertes Handeln aller Beteiligten unter 
Eisbedingungen erreicht werden.

Genauer wird auch die Finanzierung und die Haftung 
für Schäden geregelt. Der in der АО festgelegte staatliche 
Eisaufbruchdienst, der zu Seehäfen durchgeführt wird, erfolgt 
unentgeltlich; für darüber hinaus auf Antrag geleisteten Eis- 
aufbruchdienst sind Kosten nach Tarif zu erstatten. Für das 
Seefahrtsamt sieht die АО nunmehr ein Auflagenrecht ge­
genüber Betrieben und Einrichtungen zur Abwehr und Be­
seitigung von Schäden vor, die durch Eiseinwirkungen ent­
stehen und den Eisaufbruchdienst gefährden können. Die 
Eisbrecherleitstellen sind berechtigt, den Kapitänen, die den 
Eisaufbruchdienst in Anspruch nehmen, Weisungen zu ertei­
len.

Im Interesse der Sicherheit der Fahrzeuge droht die АО 
Kapitänen, die Weisungen der Eisbrecherleitstellen nicht 
nachkommen oder zuwiderhandeln oder die ihre Meldepflich­
ten über die Eislage verletzen, Ordnungsstrafen an.

*

Die technische Weiterentwicklung der Rundfunk- und Fern- 
sehübertragungs- und -empfangstechnik, insbesondere im 
Hinblick auf das Kabel- und Satellitenfernsehen, erfordert,

daß die Produktion und der Aufbau von Empfangsantennen­
anlagen nach einheitlichen Grundsätzen zentral geleitet wird. 
Nach der 2. DB zum Gesetz über das Post- und Fernmelde­
wesen —  Genehmigungspflichtige Empfangsantennenanla­
gen —  vom 21. Juni 1985 (GBl. I Nr. 20 S. 246) unterliegen des­
halb Gemeinschafts- und Großgemeinschaftsantennenanlagen 
sowie Kabel- und Satellitenrundfunkempfangsanlagen für 
die Programme des Hör- und Fernseh-Rundfunks der staat­
lichen Genehmigung durch die Deutsche Post. Die Genehmi­
gungspflicht für Gemeinschaftsantennenanlagen (sie bestehen 
aus- Antenne, Antennenverstärker und Verteilernetz für ein 
oder mehrere Gebäude zur Versorgung von mehr als 3 Woh­
nungseinheiten) erfaßt jedoch nicht die Einzelantennen, die 
einen oder über Antennenweichen mehrere Haushalte ver­
sorgen.

Die Genehmigung der Empfangsantennenanlage ist vor 
deren Errichten und Betreiben bei demjenigen Post- und Fern­
meldeamt zu beantragen, in dessen Zuständigkeitsbereich die 
Anlage errichtet und betrieben werden soll. Tritt eine Gemein­
schaft von Bürgern als Betreiber für Empfangsantennenanla­
gen auf, so ist ihre Vertretung durch einen Bevollmächtigten 
wahrzunehmen.

Die Genehmigung wird erteilt, wenn mit der vorgesehe­
nen Anlage der Empfang der Programme des Hör- und Fern­
seh-Rundfunks der DDR gewährleistet wird. Die Einholung 
weiterer Genehmigungen für die Vorbereitung und Durchfüh­
rung der damit verbundenen Baumaßnahmen entsprechend 
den Rechtsvorschriften bleibt davon unberührt. Es ist festge­
legt, daß für den Auf- und Ausbau, die Produktion sowie das 
Errichten und Betreiben solcher Anlagen die Richtlinien des 
Ministeriums für Pest- und Fernmeldewesen gelten. Gegen 
die Ablehnung einer Genehmigung oder den Widerruf einer 
erteilten Genehmigung ist Beschwerde zulässig.

Verweis bzw. Ordnungsstrafe bis 1 000 M ist für den Fall 
angedroht, daß Empfangsantennenanlagen ohne Genehmi­
gung errichtet oder betrieben bzw. entgegen den erteilten 
Auflagen errichtet oder betrieben werden.

*

Mit der АО über die Beziehungen bei der Lieferung und Ab­
nahme von landwirtschaftlichen Zucht- und Nutztieren sowie 
von Sperma vom 13. M ai 1985 (GBl. I Nr. 16 S. 191) werden 
die entsprechenden Beziehungen zwischen den Tierproduk­
tionsbetrieben und den Betrieben mit Binnenhandelsfunk­
tionen geregelt. Mit Ausnahme derjenigen Bestimmungen, die 
nur für Tierproduktionsbetriebe gelten, ist die АО auch für 
tierhaltende Betriebe, die nicht unter den Geltungsbereich 
des Vertragsgesetzes fallen, und für Bürger (Tierhalter) ver­
bindlich.

Die staatlichen und die wirtschaftsleitenden Organe wer­
den u. a. verpflichtet, beim Abschluß und bei der Erfüllung 
der Verträge die Einheit von Plan, Bilanz und Vertrag 
durchzusetzen und Maßnahmen zur Abwendung von Ver­
tragsverletzungen festzulegen. Für die in der АО definierten 
einzelnen Zucht- und Nutztierarten werden die Zuständigkei­
ten für die Bilanz- und Binnenhandelsfunktionen in den Be­
zirken bestimmt.

Die АО enthält die Verpflichtung zum Vertragsabschluß 
bzw. entsprechend den Bedingungen zum Abschluß von Rah­
menverträgen und Direktverträgen über die Lieferung von 
Zucht- und Nutztieren oder von Sperma sowie Forderungen 
zur Gestaltung des Vertragsinhalts. Dazu gehören Regelungen 
zur Leistungsart, zur Abnahme, zum Versand und Transport, 
zum Gefahrübergang, Garantieforderungen u. a. m.

Im Falle der Geltendmachung von Vertragsstrafe und 
Schadenersatz wird auf das Vertragsgesetz vom 25. März 1982 
(GBl. I Nr. 14 S. 293) und die 5. DB zum Vertragsgesetz — Ver­
tragsstrafen — vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 16 S. 342) ver­
wiesen. Bei Vertragspartnern, die nicht dem Geltungsbereich 
des Vertragsgesetzes unterliegen, gelten die Bestimmungen 
der §§ 82. und 93 ZGB. Garantieforderungen sowie Forde­
rungen auf Vertragsstrafe und Schadenersatz stehen dem 
Empfänger nur zu, wenn er den Mangel entsprechend den 
Bestimmungen der АО gegenüber dem Lieferer frist- und 
formgerecht angezeigt und die entsprechenden Beweismittel 
vorgelegt hat.

Durch die АО über die Beziehungen bei der Lieferung 
und Abnahme von Schlachtgeflügel, Schlachtkaninchen, Ge­
flügel- und Kaninchenfleischerzeugnissen, Hühnereiern, 
Eiererzeugnissen und Bienenhonig vom 8. Juli 1985 (GBl. 1 
Nr. 24 S. 278) erfolgte eine Neuregelung der aus dem Titel 
der АО erkennbaren Binnenhandelsbeziehungen. Für Bürger 
und für Betriebe, die nicht dem Geltungsbereich des Ver­
tragsgesetzes unterliegen, gelten ausschließlich die in § 1 
Abs. 5 genannten Regelungen.

Die АО enthält Regelungen über die Aufgaben der Staats-


